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Perſonalien. 


Maßregeln gegen Verbreitung der Tubertuloſe 
durch Fleiſch und Milch tuberculäſer Rühe.“ 
Von Profefſor Odo Bujwid in Krakau. 

Die Tuberculoſe in Europa überhaupt, in Oeſterreich aber ins- 
beſondere verbreitet ſich überraſchend ſchnell. Die ſtatiſtiſchen Zahlen der 
Tuberculoſe-Sterbefälle überſteigen vielfach jene aller übrigen Krank— 
heiten. In ſeinem im Jahre 1896 gehaltenen Vortrage hat Profeſſor 
Weichſelbaum mit vielen anderen Forſchern übereinſtimmend hervor- 
gehoben, daß keine der die Menſchheit bedrohenden Krankheiten ſo zahl— 
reiche Sterbefälle nach ſich ziehe. Gegenwärtig erliegen im allgemeinen 
10 bis 14 Procent der Geſtorbenen der Tuberculoſe. Die Anzahl der 
Erkrankungen iſt noch größer, aber davon wiſſen am beſten die Anatomo— 
Pathologen, welche die Veränderungen der alten, geheilten Tuberculoſe 
erſt auf dem Secirtiſche wahrnehmen. Die Anzahl der Erkrankungen an 
Tuberculoſe beträgt mindeſtens nochmals ſo viel. 

Man ſpricht und ſchreibt viel über die Anſteckungsfähigkeit der 
Tuberculoſe. Die allgemeine Aufmerkſamkeit wendet ſich jedoch mehr den 
acuten und epidemiſchen Krankheiten zu, deren Beginn und Herkunft 


heimlich, unmerklich und bemächtigt ſich allmählich des Organismus. Das, 
was im allgemeinen als Anfang dieſer Krankheit angeſehen wird, ein 
unmerkliches Huſten, Hämoptoe u. dergl., ſind gewöhnlich Merkmale 
bereits weit fortgeſchrittener Dinge, deren Beginn ſchon mehrere Monate 
und vielleicht auch Jahre zurückdatirt. 
Vom Jahre 1882 an, d. i. ſeit der Zeit der Forſchungen Robert 
Koch's, wiſſen wir, daß der Keim der Tuberculoſe ſeinen Weg in den 
Aus dem „Oeſterr. Sanitätsweſen“. In der Sitzung des ſtändigen 
Beirathes im Miniſterium des Innern für Angelegenheiten des Verkehres mit 


Lebensmitteln und einigen Gebrauchsgegenſtänden am 15. Juni 1898 vorge⸗ 
legter Antrag. 


Organismus durch die unmittelbare Anſteckung findet. Die Prädispoſition 
der Zellen und der Heredität ſpielen hier eine untergeordnete Rolle, 
weil thatſächlich nur der Keim eine Anſteckung hervorrufen kann. Es 
gibt gewiſſe Factoren, welche die Anſteckung erleichtern, es gibt Umſtände, 
welche die Tuberculoſe nahezu bedingen. 

Der Keim der Tuberculoſe ruft nicht immer die Tuberculoſe 
hervor — jedenfalls jedoch gibt es keine Tuberculoſe ohne den tuber- 
culoſen Keim. Dies iſt gegenwärtig ein Axiom, welches nicht abgeftritten 
werden kaun. 

Die Uebertragung der iunficirenden Keime der Tuberculoſe ver- 
mittelt der Kranke ſelbſt, ſein beim Huſten erfolgter Auswurf, welcher 
in die Luft verſtäubt wird, wie dies Flügge mit Recht behauptet, das 
Sputum der Kranken, und zwar beſonders in engen, ſchlecht gelüfteten 
Wohnungsräumen, ferner die Gegenſtände, welcke von Kranken benutzt 
werden, wie Taſcheutücher, Bettwäſche, Kleider. Endlich werden dieſe 


Keime durch die Nahrung übertragen. In dieſem Falle rühren die Keime 
nicht von kranken Menſchen, ſondern von an Tuberculoſe erkrankten 


Thieren her. 
Wie die Verſuche Koch's, welche vou vielen Forſchern beſtätigt 


wurden, bewieſen haben, läßt ſich die Tuberculoſe von Menſchen auf 


Thiere übertragen. Vou verſchiedener Seite wurde dann feſtgeſtellt, daß 
die Keime, welche die Tuberculoſe bei Säugethieren hervorrufen, mit 
denjenigen, welche die Tuberculoſe bei Menſchen bedingen, identiſch oder 
nahe verwandt find. Es wurde auch wirklich die Anſteckung durch eine 
directe Uebertragung der Keime von Thieren auf Menſchen beobachtet. 
Es ſeien hier die zwei prägnanteſten Fälle angeführt. 

Dr. Tſcherning in Kopenhagen berichtet, daß bei ihm zur Be— 
handlung ein Thierarzt ſich angemeldet hatte mit einer Geſchwulſt am 
Finger, welche auf eine bei der Section einer au Tuberculoſe erkrankten 
Kuh ſtattgefundene Verletzung zurückzuführen war. Die Geſchwulſt hat 
ſich als eine Neubildung tuberculöſer Natur erwieſen, was durch den 
Befund der Tuberkelbacillen beſtätigt wurde. 

Ein anderer Fall betrifft den Thierarzt de Moſes (1885) in 
Weimar. Derſelbe war 34 Jahre alt, vollkommen geſund, hatte niemals 
an ſich irgend welche Symptome einer tuberculöſen Erkrankung bemerkt, 
als er bei Gelegenheit der Section einer tuberculöſen Kuh ſich eine 
Verletzung zuzog. Die kleine Schnittwunde wurde bald geheilt, aber 


i 8 6 Monate ſpäter hatte Dr. Pfeiffer, ı ieſer F ch be⸗ 
leichter erforſcht und erkannt werden kann. Die Tubereuloſe kommt n rr! Nelchem „Dieigz Sal au 


ſchrieben wurde, an dem Orte, wo die Verletzung ſtattgefunden, die 
Tuberculoſe der Haut beobachtet. Im Jahre 1886 konnte an dem Pa⸗ 
tienten ſchon eine Lungenphthiſe nachgewieſen werden und 2 ¼ Jahre 
nach der Verletzung ſtarb derſelbe au dieſer Krankheit. Nocard theilte 
mir perſönlich ſeine Beobachtung mit, aus welcher mit Sicherheit zu 
ſchließen iſt, daß die Keime der Tuberculoſe der Vögel, welche morpho— 
logiſch und biologiſch von den bekannten Tuberkelbacillen fich ſo ſehr 
unterſcheiden, auf Menſchen übertragen werden können. Er erzählte mir, 


daß ein Diener feines Inſtitutes, welchem die Aufgabe zufiel, öfters 


Sectionen an Tuberculoſe erkrankter Vögel auszuführen, als er die 
Beobachtung der nöthigen Vorſichtsmaßregeln vernachläſſigt hatte, bald 


Symptome einer tubercnlöſen Affection der Lungenſpitzen befam. In 
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feinen beim Huſten erfolgten Auswurf wurden die Keime der Tuber— 
culoſe der Vögel gefunden und die Bacillen der Geflügeltuberculoſe aus 
dem Auswurf cultivirt. Dieſer Fall endete übrigens in Heilung. 

Es würde uns zu weit führen, andere ähnliche Fälle hier zu be— 
ſchreiben. Es beſteht eine umfangreiche Literatur über dieſen Gegenſtand. 

Von den Nahrungsmitteln, welche die Tuberculoſe zu verbreiten 
vermögen, ſind vor allem das Fleiſch und die Milch tuberculöſer Thiere 
zu nennen. Von der Tuberculoſe werden oft verſchiedene Hausthiere be: 
troffen, und zwar beſonders die Schweine und die Kühe. Bei älteren 
Kühen begegnet man ihr ſehr häufig. 

Die Tuberculoſe iſt keine ſeptiſche Krankheit. Ihre Keime infi- 
ciren ſelten das Blut und die Säfte. Sie haben im Gegentheil die 
Neigung, locale Herde zu bilden, welche wie runde Körner ausſehen und 
an Perlen erinnern (deshalb wurde die Krankheit bei Kühen „Perlſucht“ 
genannt). Im Blute und in Muskeln findet man die Krankheitskeime 
ſehr ſelten. Da das Fleiſch außerdem vor dem Gebrauch einer ſtärkeren 
Wärmewirkung ausgeſetzt wird, ſo gehört eine Anſteckung mit Tuber— 
culoſe durch Fleiſchgenuß zu den ſeltenſten Fällen; in Oeſterreich umſo— 
mehr, als die öſterreichiſchen Sanitätsvorſchriften den Gebrauch des 
Fleiſches kranker Thiere nur dann zulaſſen, wenn nur einzelne Organe 
infieirt gefunden wurden. Bei der Infection mehrerer Organe, wie 
dies z. B. bei der Tuberculoſe der ſeröſen Häute der Fall iſt, wird 
die Zerſtörung des ganzen Thieres angeordnet. 

Wenn daher das Fleiſch eine tuberculöſe Anſteckung nur in ſeltenen 
Fällen herbeiführen kann, fo birgt dagegen die Milch ſehr oft den Tuber- 
culoſe⸗Keim. Wir dürfen nicht vergeſſen, daß dieſes Nahrungsmittel ſehr 
oft im rohen Zuſtande „direct von der Kuh“ genoſſen wird. Wenn wir 
auch den Genuß ungekochter Milch verbieten können, wie ſollen wir die 
Ueberlragung der Keime mit der Sauermilch, Sahne, Butter und anderen 
Molkereiproducten verhüten, alſo den Nahrungsmitteln, welche gerade 
in ungeſottenem Zuſtande genoſſen werden? 

Von zahlreichen Autoren wird zwar angenommen, daß die Milch 
nur von jenen Kühen anſteckend ſei, deren Euter mit Tuberculoſe be- 
haftet iſt. Zahlreiche andere Forſcher aber behaupten, daß die Tuber— 
culoſe einer Kuh ſelbſt dann mit der Milch übertragen werden kann, 
wenn das Euter geſund iſt. Glücklicherweiſe greift die Tuberculoſe nur 
ſelten auf die Kuheuter über. Aber auch dieſe, obzwar ſeltenen Fälle, 
können bei der allgemeinen Verbreitung der Tuberculoſe und dem be— 
deutenden täglichen Genuſſe von Molkereiproducten wohl zahlreich fein. 
Wenn ſie jedoch unſerer Aufmerkſamkeit entgehen, ſo iſt das lediglich 
dem Umſtande zuzuſchreiben, daß der Beginn der Tuberculoſe ſich über⸗ 
haupt nicht beſtimmen läßt. Wer weiß, wie viele Menſchen auf dieſe 
Weiſe angeſteckt werden. Es iſt möglich, daß der Häufigkeit der Tuber— 
culoſe eben die Uebertragung mit der Milch und den Molkereiproducten 
wenigſtens zum Theile zugrunde liegt. Daß die Tuberculoſe bei Kühen 
ſehr häufig vorkommt, dies bekräftigen zahlreiche Beweiſe. 

In Preußen wurden im Jahre 1893 von den 695.852 unter: 
ſuchten Stück Vieh 62.312 Stück Vieh oder 89% tubereulös befunden. 
In Berlin waren 15% tuberculös befunden, in Magdeburg 175%. 
In Sachſen fand man von 69.164 unterſuchten Stück Vieh 12.630 Thiere, 
alſo 18˙26% mit Tuberculoſe behaftet. Nach Strauch wächst die Ver— 
breitung der Tuberculoſe in den Viehherden Deutſchlands alljährlich, 
und zwar fallen dieſer Krankheit beſonders häufig die Kühe zum Opfer, 
jo daß von den 10— 15 Jahre alten Kühen 75% an Tubercaloſe krank 
gefunden wurden. Im Jahre 1894 wurden in 127 Schlachthäuſern 
Deutſchlands 8% Zuchtſtiere, 20% Ochſen und 64% Kühe luberculös 
gefunden. Während der letzten drei Jahre (18901893) iſt die Ver⸗ 
breitung der Tuberculoſe in Sachſen von 16°4%/, auf 18·265% ge- 
wachſen. In Berlin wurden im Jahre 1891 125%, im Jahre 1893 
151%, in Leipzig im Jahre 1888 11:1%/,, im Jahre 1893 dagegen 
28.1%, in Schwerin im Jahre 1886 10°7%,, im Jahre 1894 dagegen 
35% Vieh mit Tuberculoſe behaftet gefunden. Die Viehherden Däne— 
marks waren im Anfang des laufenden Jahrhunderts frei von Tuber— 
culoſe; um das Jahr 1840 iſt die Tuberculoſe mit den Zuchtſtieren 
aus Holſtein nach Dänemark eingewandert. Im Jahre 1850 wurde die- 
ſelbe durch die Einführung der Schorthornraſſe verbreitet, ſo daß im 
Jahre 1893 in den Schlachthäuſern Kopenhagens bei 17% der Thiere 
Tuberculoſe nachgewieſen werden konnte. Auf dem Lande wurden in 
717 Viehherden von 19.462 Stück Vieh 7428 oder 616% tuberculös 
gefunden. 

In England, wo bei der Bekämpfung der Lungenſeuche (auf Grund 
der Verordnung vom 4. Juli 1890) nicht nur die kranken, ſondern 


auch die im Verkehre mit den kranken geweſenen geſunden Thiere ge⸗ 
ſchlachtet werden und dieſe Seuche in zwei Jahren faſt vollſtändig unter- 
drückt wurde, wurden im Jahre 1891 von 10.269 Stück unterſuchten 
Vieh nur 778 Stück mit Lungenſeuche, dagegen 1260 oder 12˙5% 
mit Tuberculoſe behaftet gefunden. Im Jahre 1893 war die Lungen⸗ 
ſeuche ſchon ſelten anzutreffen, und zwar: auf 3611 Stück Vieh ergaben 
ſich 134 Stück als an Lungenſeuche krank, dagegen wurden bei dieſer 
Gelegenheit 805 Stück oder 223 ¾ der unterſuchten Zahl tuberculös 
gefunden. a 

Es könnte ſcheinen, daß bei uns in Oeſterreich die Verhältniſſe 
beſſer ſind, denn die Ergebniſſe der Unterſuchungen in den Schlacht- 
häuſern weiſen keineswegs ſo hohe Zahlen auf. Der ſtatiſtiſchen Zu— 
ſammenſtellung für die Stadt Wien entnehmen wir, daß im Jahre 1893 
179%, im Jahre 1894 1˙61, im Jahre 1895 131% von deu unter— 
ſuchten Vieh tuberculös befunden wurde. 

Nach deu ſtatiſtiſchen Daten des Schlachthauſes der Stadt Krakau 
wurden in den Jahren 1894 bis 1897 von den 8487 geſchlachteten 
Kühen 481 oder 5°6%, tubereulös gefunden. Dieſe Procentzahl wird 
aber viel kleiner, wenn man die Zahl der tuberculöſen Thiere unter 
dem geſammten geſchlachteten Vieh berechnet. So wurden von den 


771 geſchlachteten Zuchtſtieren 10 Stück tuberculös gefunden 
51.596 5 Ochſen. Do, 5 
8.487 0 Kühen " „ 
13.953 5 Jungen 54 „ M 
14.122 15 Kälbern 0 „ 7 


zuſammen wurden alſo nur 597 Stück oder 0•4% der Ge- 
ſammtzahl der geſchlachteten Thiere tuberculös gefunden. 


Im Anfchluffe an dieſe Reſultate verdient bemerkt zu werden, 
daß man bei Kälbern ſelten der Tuberculoſe begegnet. Dies wurde 
vielfach beobachtet und iſt ein wichtiger Umſtand, auf welchen wir ſpäter 
noch zurückkommen werden. 

Die beſonders in den Schlachthäuſern hierzulande beobachteten 
Verhältniſſe können nicht als Beweiſe gelten, daß die Tuberculoſe in 
Oeſterreich weniger verbreitet iſt, als im Auslande, denn die Controle 
in dieſer Richtung it ſehr mangelhaft, oder, was noch ſchlimmer iſt, 
die kranken Thiere werden der Controle entzogen, und zwar in der 
Weiſe, daß, wenn die Thiere ſich tubercnlös erweiſen, dieſelben nicht in 
dem ſtädtiſchen Schlachthauſe, ſondern in der nächſten Umgebung der 
Stadt oder auf dem Lande, wo die thierärztliche Controle fehlt, geſchlachtet 
werden. So wird in Krakau die Controle umgangen. Mau kann mit 
Sicherheit behaupten, daß in anderen Städten das Gleiche der Fall iſt. 
Es müßte die Controle der in der Umgebung der Städte befindlichen 
Schlachthäuſer, ſowie die Beſchau des in die Slädte eingeführten Fleiſches 
verſchärft werden, um dieſen Zuſtänden entgegen zu arbeiten. Die thier⸗ 
ärztliche Unterſuchung in den Schlachthäufern bezieht ſich nur auf das 
geſchlachtete Nindvieh. In den Stallungen müſſen die lebenden Thiere 
vom Thierarzte unterſucht werden. Dieſe thierärztliche Unterſuchung iſt 
ſeit längerer Zeit als unzureichend bekannt. Die Section der geſchlachteten 
Thiere erweist, daß die tuberculöſe Veränderung der inneren Organe 
oft durch das äußere Ausſehen der Thiere gar nicht verrathen wird. 
Ein überzeugendes Beiſpiel warde von Nocard angeführt. Ein gemäſteter 
Ochs, welcher in Marmande ausgeſtelle, mit einer goldenen Medaille 
ausgezeichnet und von einem Metzger für die Summe von 800 Franes 
angekauft wurde, hat ſich nach dem Schlachten ſo ſtark mit Tuberculoſe 
behaftet erwieſen, daß das Fleiſch dem Verkauſe entzogen werden mußte. 

So viel über die Tuberculoſe im Fleiſche. 

Ueber die weite Verbreitung der Tuberculoſe durch Milch und 
durch Milchproducte berichten uns zahlreiche Unterſuchungen von ver— 
ſchiedenen Forſchern, wie auch manche kliniſchen Beobachtungen. Hier 
führe ich einige ſolche von Nocard notirte Fälle an. 

Dr. Stang hat ein ſiebenjähriges Kind in der Behandlung gehabt, 
welches von geſunden Eltern ſtammte und in einer vollkommen geſunden 
Umgebung gepflegt wurde. Dieſes Kind iſt unter den Symptomen der 
Lungen- und Darmtuberculoſe geſtorben. Eine Section beſtätigte dieſe 
Todesurſache. Es hatte von der ungekochten Milch einer Kuh getrunken, 
die außer mit allgemeiner Tuberculoſe noch mit einer ſtark entwickelten 
Eutertuberculoſe behaftet geweſen war. 

Ju Bern hat Dr. Demme vier ähnliche Fälle im Jenner's 
Spitale beobachtet. Die von ihm behandelten Kinder haben vorher von 
der Milch tuberculöſer Kühe genoſſen. Aus der Anzahl von 2000 tuber- 
culöſen Kindern, welche in dieſem Spitale im Laufe von 20 Jahren 


— 221 — 


behandelt wurden, betrachtet Demme dieſe Art der Anſteckung nur für 
die erwähnten vier Kinder als mit Sicherheit conſtatirt, während irgend 
eine andere Anſteckungsart ausgeſchloſſen war. 

Nocard führt noch eine Thatſache an, die von der Bedeutung 
eines wichtigen Experimentes iſt. Dr. Goſſe aus Genf hat im „Jour- 
nal de Genève“ (31. Juni 1893) eine Beobachtung veröffentlicht, die 
er als ein trauriges Beiſpiel der Unvorfichtigkeit hervorhebt, welche beim 
Trinken der rohen Milch begangen wird. Der Fall bezieht ſich auf 
ſeine eigene Tochter, ein blühendes achtzehnjähriges Mädchen, welches 
nach der Niederlaſſung in der Sommerfriſche, infolge des Genuſſes der 
Milch von einer Kuh, bei welcher die Eutertuberculoſe conſtatirt wurde, 
der Anſteckung und Erkrankung verfallen iſt. Die Section hat eine 
Tuberculoſe des Darms und des Meſenteriums conſtatirt. 

In der letzten Zeit häufen ſich mehr und mehr die Befunde von 
Tuberculoſe-Bacterien in der Milch, ſowie in der Butter. Im hygie⸗ 
niſchen Inſtituſe der Univerſität in Krakau wurde eine Anzahl von 
Meerſchweinchen mit der rohen Marktmilch gefüttert. Nach Verlauf von 
zwei bis vier Monaten konnte man bei vielen von dieſen Thieren die 
Tuherculoſe des Darms conſtatiren. n 

Bei der Fütterung der Meerſchweinchen mit der rohen Milch 
von tubereulöſen Kühen, die aber geſunde Euter hatten, konnte ich da- 
gegen die Tuberculoſe nicht hervorrufen. Dem widerſprechen die Beob— 
achtungen von Ernſt und theilweiſe von Bang. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Ob eine zwiſchen dem Arbeitsgeber und dem Arbeitsnehmer ge⸗ 

troffene Vereinbarung, durch welche letzterer nach Beendigung des 

Dienſtverhältniſſes in ſeiner gewerblichen Thätigkeit beſchränkt wird, 

als nuerlanbt im Sinne des 8 878 a. b. G. B. anzuſehen ſei, iſt von 

Fall zu Fall (insbeſondere nach Maßgabe des Fuhaltes und der 

Tragweite der vereinbarten Beſchränkung, ſowie des Verhaltens 
der Parteien) zu beurtheilen. 

Mit Vertrag vom 25. September 1888 hat ſich B., welcher im 
Geſchäfte der Firma A. in S. als Gehilfe bedienſtet war, verpflichtet, 
durch 5 Jahre, vom Tage ſeines Austrittes aus dem Geſchäfte der 
Firma gerechnet, in S. weder in ein anderes Concurrenzgeſchäft als 
Gehilfe oder Geſellſchafter einzutreten, noch ein ſelbſtändiges Concurrenz— 
geſchäft zu gründen; zugleich wurde in dem Verlrage eine vierwöchentliche 
Kündigungsfriſt beſtimmt. 

Nach feinem im October 1896 erfolgten Austritte aus dem Ge: 
ſchäfte der beſagten Firma hat nun B. im Laufe des November des⸗ 
ſelben Jahres in S. ein ſelbſtändiges Concurrenzgeſchäft eröffnet. 

Der in der Folge wider ihn von der Firma auf Einhaltung der 


vertragsmäßigen Verpflichtung, beziehungsweiſe Auflöſung ſeines Geſchäftes 


überreichten Klage wurde in der erſten Inſtanz unter Berufung auf den 
vorliegenden Vertrag und in der Erwägung ſtattgegeben, daß auf die 
vom Beklagten vorgeſchützte Vereinbarung, es ſei ihm anläßlich der 
Verlragsſchließung vom Vertreter der klägeriſchen Firma zugefichert 


worden, daß man ihm niemals kündigen werde, nach Maßgabe des 


S 887 a. b. G. B. kein Bedacht genommen werden könne, die weitere 
Einwendung des Beklagten aber, daß der Vertrag gegen die guten Sitten 
verſtoße, daher unerlaubt ſei, unſtichhältig erſcheine, da die Uebernahme 
der Verpflichtung, ein beſtimmtes Gewerbe an einem beſtimmten Orte 
und durch eine gewiſſe Zeit nicht zu betreiben, durch die beſtehenden 
Geſetze nicht verboten iſt. 

Dagegen hat das Oberlandesgericht die Klage unbedingt abgewieſen, 
weil ſich die zwiſchen den Parteien zuſtande gekommene Abmachung mit 
Rückſicht darauf, daß unwiderſprochenermaßen der fragliche Vertrag dem 
Beklagten von der Firma erſt nach ſeinem Eintritte in ihr Geſchäft 
vorgelegt, und deſſen Verpflichtung ohne jedwede Gegenleiſtung der 
klägeriſchen Firma ſtipulirt wurde, als unerlaubt im Sinne des 8 878 
a. b. G. B. darſtellt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 2. Juni 1898, 
8 5211, das Urtheil der zweiten Inſtanz aus nachſtehenden Gründen 
eſtätigt: 

Infolge der auf gewerblichem Gebiete ſtets zunehmenden Concurrenz 
entſteht die immer häufiger auftretende Rechtsfrage, ob eine zwiſchen 
dem Arbeitsgeber und dem Arbeitsnehmer getroffene Vereinbarung, durch 
welche letzterer nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes in feiner ge- 


werblichen Thätigkeit, ſei es nach Zeit, Ort oder Gegenſtand, beſchränkt 
wird, als giltig anzuſehen fei oder nicht. Die inländiſchen Geſetze ent⸗ 
halten in dieſer Richtung keinerlei ſpecielle Vorſchriften, es iſt daher die 
Frage nach den allgemein geltenden, materiell rechtlichen Beſtimmungen des 
a. b. G. B. zu löſen. Das a. b. G. B. ſetzt nun im § 878 feſt: „Was... 
unerlaubt iſt, kann kein Gegenſtand eines giltigen Vertrages werden.“ 

Im allgemeinen unerlaubt iſt es weder, daß der Gewerbsunter- 
nehmer feine Gewerbsgeheimniſſe oder andere Intereſſen zu ſchittzen 
ſucht, indem er den Gewerbsgehilfen verpflichtet, an einem beſtimmten 
Orte und durch eine beſtimmte Zeit das Gewerbe nicht auszuüben, noch iſt 
es für den Gewerbsgehilfen unerlaubt, ſich in dieſer Richtung zu binden. 

Allein die Erfahrung lehrt, daß im Concurrenzkampfe derartige 
Verabredungen das Maß des Erlaubten weit überſchreiten, ſei es durch 
die Dauer oder den Umfang der auferlegten Beſchränkungen, ſei es 
durch den anderweitigen Inhalt derſelben. 

Der Proceßrichter, der über den Parteien ſteht, wird daher vorerſt 
nicht im allgemeinen und für alle Fälle ausſprechen dürfen, daß Verein- 
barungen diefer Art ohneweiters ungiltig find, er wird vielmehr von 
Fall zu Fall die beſonderen Umſtände zu erwägen haben, insbeſondere 
die gewerblichen und ſocialen Verhältniſſe beider Theile, ihr beider— 
ſeitiges Vorgehen, ſowie den Inhalt und die Tragweite der vereinbarten 
Beſchränkung, und wird erſt dann Beſchluß faſſen, ob nach der beſonderen 
Lage des Falles dieſer oder jener Theil über das Maß des Erlaubten 
verpflichtet werden ſoll, und ob die geforderte Leiſtung im Sinne des 
§ 878 a. b. G. B. eine „unerlaubte“ iſt. 

Im gegebenen Falle hat unbeſtrittenermaßen die klägeriſche Firma 
dem Beklagten einige Zeit, nachdem er bereits in ihr Geſchäft als 
Gehilfe eingetreten war, durch ihren Vertreter die Vereinbarung, in⸗ 
haltlich deren eine vierwöchentliche Kündigungsfriſt beſtimmt, und Be⸗ 
klagter ohne jedwede Gegenleiſtung der klägeriſchen Firma verpflichtet 
wurde, daß er durch 5 Jahre nach erfolgtem Austritte aus dem Geſchäfte 
in S. weder in ein anderes Concurrenzgeſchäft eintreten, noch ein ſolches 
ſelbſtüändig etabliren werde, zur Unterfertigung vorgelegt, und hat Be⸗ 
klagter dieſe ſeine ſpätere Erwerbsthätigkeit und ſein Fortkommen ſicherlich 
ſehr beeinträchtigende Verpflichtung unter dem Drucke der Verhältniſſe, 
ſpeciell des bereits eingegangenen Dienſtverhältniſſes, auf ſich genommen. 
Es fällt dabei beſonders ins Gewicht, daß in dem vorliegenden ſchrift⸗ 
lichen Vertrage, durch welchen für den Beklagten eine ſo weitgehende 
Beſchränkung feiner Erwerbsfähigkeit ſtipulirt wurde, auch nicht die 
geringſte Cautel für die Sicherung des Beklagten in ſeiner Stellung 
bei der Klagsfirma Aufnahme gefunden hat, und letztere in der Aus— 
übung ihres Kündigungsrechtes in keiner Weife beſchränkt war. 

Aus den beiderſeitigen Proceßausführungen ergibt ſich nun ferner, 
daß der Beklagte durch 8 Jahre im Dienſte der Klagsfirma verblieben 
iſt, am 1. October 1896 aus ſeiner Dienſtſtellung ausſchied und hierauf 
im November desſelben Jahres in S. ein ſelbſtändiges Geſchäft errichtete. 
Aus den Proceßausführungen ergibt ſich aber auch, daß die Auflöſung 
des Dienſtverhältniſſes durch Kündigung ſeitens der Klagsfirma erfolgt 
iſt, da letztere die diesbezügliche Behauptung des Beklagten zwar im 
allgemeinen negirt, in der Schlußrede jedoch ſelbſt zugibt, es ſei richtig, 
daß ſie die Kündigung trotz Proteſtes des Beklagten nicht zurückgenommen 
habe, und — ohne für dieſe Kündigung irgend welche Gründe anzu— 
führen — an dem Standpunkte feſthält, daß ſie zur Kündigung ſchon 
kraft jener Vereinbarung berechtigt geweſen ſei. 

Bei dieſer Sachlage erweist ſich mit Rückſichtnahme auf alle in 
Betracht zu nehmenden Verhältniſſe und namentlich mit Rückſicht auf 
das geſammte Verhalten der klägeriſchen Firma gegenüber dem Beklagten 
die demſelben in Bezug auf deſſen gewerbliche Thätigkeit durch den mehr— 
erwähnten Vertrag auferlegte Beſchränkung als unerlaubt (contra bonos 
mores) im Sinne des § 878 a. b. G. B., und ſtellt ſich dieſemnach der 
auf dieſen Vertrag geſtützte Klagsanſpruch als unhaltbar dar. 


(B. z. J. M. V. Bl.) 


Die Durchführung einer Straſverhandlung wegen Uebertretung des 

§ 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 

ſeitens des hiebei in eigener Sache intereſſirten Beamten iſt geſetz⸗ 
widrig. 

Als der Polizeicommiſſär M. in der Bahnhofreſtauration in S., 
um den Geſundheitszuſtand einer aus W. angekommenen Geiſteskranken 
zu conſtatiren, erſchienen war, näherte ſich ihm ein gewiſſer H. und 
gab, ohne befragt zu werden, dem genannten Polizeicommiſſär Rath⸗ 
ſchläge, was mit der Geiſteskranken zu thun wäre. Der Polizeicommifſär 


5 


erwiderte demſelben darauf, er brauche keine Rathſchläge, nachdem er 
wiſſe, was er zu thun habe, und bemerkte dabei, daß ſich in S. jedes 
Kind („Bube“) in Polizeiangelegenheiten einmiſche. 
N Als ſpäter der Polizeicommiſſär zu dem von T. ankommenden 
Zuge auf dem Bahnhofe erſchien, näherte ſich ihm H., ſtellte denſelben 
in arroganter und beleidigender Weiſe mit gehobener Stimme wegen 
der vorangeführten Aeußerung, insbeſondere wegen des Gebrauches des 
Wortes „Bube“ zur Nede und verharrte im beleidigenden Benehmen 
trotz der abgegebenen Erklärung ſeitens des Polizeibeamten, daß er mit 
der obangeführten Aeußerung nur die Ortsverhältniſſe ſchildern wollte. 

Mit dem Erkenntniſſe vom 26. April 1897, Z. 236, hat die 
k. k. Polizeiexpoſitur in S. den Adolf H. wegen Uebertretung des § 11 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, begangen 
durch ungeſtümes und beleidigendes Benehmen am 24. April 1897 gegen- 
über dem am Bahnhofe in S. dienſtübenden Leiter der Polizeiexpoſitur, 
zur 24ſtündigen Arreſtſtrafe verurtheilt. 

Ueber den dagegen vom Adolf H. ergriffenen Recurs hat die 
k. k. Statthalterei mit der Entſcheidung vom 25. Mai 1897, Z. 39.148, 
das berufene Erkenntniß mit der Modification beſtätigt, daß die be— 
gangene That eine Uebertretung des § 12, lit. a der faif. Verordnung 
bildet und dem mit dem Recurſe verbundenen Geſuche um Nachſicht der 
Arreſtſtrafe oder Umwandlung derſelben in eine Geldſtrafe ob Mangels 
hiefür ſprechender Gründe keine Folge gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
26. Auguſt 1897, Z. 25.575, aus Anlaß des vom Adolf H. eingebrachten 
Guadengeſuches um Nachſicht, beziehungsweiſe Umwandlung der demſelben 
auferlegten Arreſtſtrafe in eine entſprechende Geldſtrafe, die beiden unter- 
inſtanzlichen Entſcheidungen von amtswegen behoben, weil die Straf⸗ 
verhandlung in erſter Inſtanz, beziehungsweiſe das erſtinſtanzliche Er- 
kenntniß von dem in eigener Sache intereſſirten Polizeicommiſſär durch— 
geführt, beziehungsweiſe gefällt wurde. 

Zugleich wurde die Statthalterei in L. aufgefordert, zur Erhebung 
und Beſchlußfaſſung in der in Rede ſtehenden Angelegenheit eine andere 
unbefangene Behörde zu delegiren. N 


Not iz. 


(Notizentnahme aus den Operaten des Grundſteuerca⸗ 
taſters und Nachweiſung des Flächeninhaltes der Parcellen in 
den von Evidenzhaltungsbeamten ausgefertigten geometriſchen 
Plänen.) Das Finanzminiſterium hat mit dem an alle Finanzlandesbehörden 
gerichteten Erlaſſe vom 5. October 1898, Z. 39.201, die Finanzminiſterialerläſſe 
vom 20. Jänner 1888, 3. 33, beziehungsweiſe 7. Juli 1890, Z. 20.748 (mitge⸗ 
theilt mit Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 23. Juli 1890, J. M. V. Bl. 


Nr. 35), in Erinnerung gebracht, laut deren den als Gerichtscommiſſäre fungiren⸗ 


den Notaren hinſichtlich der Objecte, auf welche ſich der gerichtliche Auftrag er— 


ſtreckt, die Notizentnahme aus den Operaten des Grundſteuercataſters zu geſtatten 


iſt, und weiters die nachſtehenden Verfügungen getroffen: 

„Behufs Erzielung der im Intereſſe des Realverkehres erwünſchten Er⸗ 
leichterungen bei Benützung der gedachten Operate wird die k. k. Direction er⸗ 
mächtigt, die Einleitung zu treffen, daß bei der jedermann freiſtehenden Einſicht⸗ 


nahme in die Operate des Grundſteuercataſters allgemein auch die Entnahme 
die Cataſtralmappen ausgenommen zu⸗ 


von Notizen aus dieſen Operaten 
gelaſſen wird. 

Dieſe Notizen dürfen jedoch nicht den Charakter einer förmlichen Copie 
beſizen, daher die Beamten des Steueramtes und die Vermeſſungsbeamten vor⸗ 
kommendenfalls darauf zu ſehen haben, daß die ertheilte Befugniß ſeitens der 
Parteien ncht mißbraucht werde. 

Die Anfertigung von Notizen aus den Cataſtralmappen gelegentlich der 
Einſichtnahme in dieſe kann mit Rückſicht auf die unbedingte Nothwendigkeit der 
Schonung dieſer werthvollen Operate im allgemeinen nicht geſtattet werden, 
daher ſie nur inſoweit zu gewähren iſt, als hiefür eine beſondere Anordnung 
ſeitens des Finanzminiſleriums beſteht (Note 91, lit. a und b der mit dem h. o. 
Erlaſſe vom 23. Mai 1896, Z 24.642, der k. k. Direction zugekommenen Zu: 
ſammenſtellung der Geſetze und Vorſchriften, betreffend die Evidenzhaltung des 
Grundſteuercataſters). 

Uebrigens find die Parteien, welche ſich über die Lage einzelner Parcellen 
und deren Bezeichnungen Notizen anzufertigen wünſchen, daran nicht zu hindern, 
ſich auf Grund der Indicationsſkizzen eine Freihandzeichnung mit Bleiſtift anzu⸗ 
fertigen, wobei allerdings die Anwendung von Pauspapier und ſomit eine ſörm— 
liche Copirung nicht zu geſtatten iſt. 

Weiters erhält die k. k. Direction den Auftrag, in dem Falle, als es 
nicht ſchon geſchehen fein follte, die Einleitung zu treffen, daß die Evidenzhaltungs⸗ 
beamten in den Fällen, in welchen von Seite der Partei die Nachweiſung des 
Flächeninhaltes der Parcellen auf den von dieſen Beamten ausgefertigten geo⸗ 
metriſchen Plänen (Copien der Cataſtralmappen) beanſprucht wird, dem diesfälligen 
Begehren entſprechen. 

Infoferne zur Zeit der Ausfertigung der Mappencopie die Flächenberechnung 
hinſichtlich der betreffenden Parcellen noch nicht vollzogen iſt, muß es ſelbſtver⸗ 


ne 


ſtändlich der Partei überlaſſen werden, nach erfolgter Flächenberechnung, welche 
in der Regel der Winterperiode vorbehalten bleiben muß, die Nachtragung den 
Flächendaten im Plane zu beanſpruchen. 

Die Gebür für die Nachweifung der Flächenmaſſe auf dem geometriſcher 
Plane iſt nach Poſt Nr. 13, lit. A, des mit dem h. o. Erlaſſe vom 6. December 
1895, 3. 49.113, feſtgefetzten Tarifes zu berechnen. 

Dementſprechend iſt das Erforderliche zu veranlaſſen.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Einreihung des geheimen Rathes und Landes— 
präſidenten in Krain Victor Freih. v. Hein al personam in die III. Rangs⸗ 
claſſe der Staatsbeamten genehmigt. ! 

Se. Majeſtät haben den geheimen Rath Statthalter in Steiermark Olivier 
Marquis Bacquehem in den zeitlichen Ruheſtand verſetzt und ihm die volle 
Anerkennung der geleiſteten Dienſte bekannt geben laſſen 

Se. Majeſtät haben den Landespräſidenten in Schleſien geheimen Path 
Manfred Grafen Clary u. Aldringen zum Statthalter in Steiermark ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Joſef Grafen Thun-Hohen— 
ſtein zum Landespräſidenten in Schleſien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe Otto Sporner der Finanz⸗ 
e in Brünn den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

5 Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Nikolaus Ritter v. Po ra⸗ 
dowski zum Statthaltereirathe in Lemberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Director der Dicaſterial⸗Gebäudedirection in Wien 
Michael Koch zum Oberbaurathe in der VI. Rangsclaſſe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Conſul Emil Ritter Stoffella vou Alta 
Rupe zum Hof und Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium des Aeußern ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Oberdirector im Finanzminiſterium 
Ferd. Lott den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Ackerbauminiſterium Joſef 
Hammig tarfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur der Dicaſterial⸗Gebäudedirection in 
Wien Joſef Reddi tarfrei den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur der Dicaſterial⸗Gebäudedirection 
in Wien Joh. Gart das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſionirten Salinenhauptcaſſier Joſef Saher⸗ 
pökh den Titel und Charakter eines Bergrathes tarfvei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Concepts-Aſpiranten Dr. Joſef Grafen Somſſich 
de Saärd zum unbefoldeten Gefandtſchafts⸗Attache ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Handelsmann Otto v. Drehnen in Adelaide 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. u. k. Con⸗ 
ſular⸗Akademie Guido Panfilli, Heinr. Freih. Spens v. Boo den, Dr. Hans 
Schwegel, Anton Graf Stadnieki und Rud. R. v. Chiari, dann die 
k. k. Gerichtsauſcultanten Aug. Haller v. Hallenburg und Dr. Emil 
Junkar zu Conſular⸗Attaches ernannt. un 

Der Minifterpräfivent als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Karl Neuner zum Baurathe, die Ingenieure Rudolf Freiherr 
v. Hartlieb und Ludw. Pulſator zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten 
Attilius Flor und Ferd. Reela zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in 
Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Adam Stermarewiez 
und den Steueramts⸗Controlor Joh. Nechay v. Felſeis zu Hauptſteueramts— 
Controloren der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipiſteu der Finanzprocuratur in Inns⸗ 
bruck Dr. Anton Demattio zum Finauzprocuraturs⸗Adjuncten und die Con— 
cipienten Dr. Rudolf Walde und Dr. Gregor Hoftiuc zu Finanzprocuraturs— 
Concipiſten in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Tabakfabrik in Jagtelnica 
Severin Golczewski zum Director daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Tabakfabrik in Hallein Karl 
Freiß zum Seeretär der Tabakhauptfabrik in Schwaz, den Controlor der Tabak⸗ 
fabrik in Piſek Alois Jäger zum Secretär der Tabakhauptfabrik in Budweis 
und den Adjuncten bei der Tabakhauptfabrik in Sedletz Karl Mixfch zum 
Secretär der Tabakhauptfabrik in Joachimsthal ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations-Secretär der Direction der 
Güter des Bukowinger gr.⸗or. Religionsfonds in Czernowitz Dr. Rud. Wolf 
zum Adminiſtrations⸗Rathe und den Adminiſtrations-Adjuncten Dr. Cornelius 
Homiuka zum Adminiſtrations⸗Secretär ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Wachtmeiſter Arthur Freih. 
v. Cirheimb, den Poſtenführer Ferd. Kohlich, den Kurſchmied Karl Sebald 
und den Feldwebel Otto Edlen v. Wallner zum Kanzliſten in Niederöſterreich 
ernannt. 

Das Präſidium der niederoſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection hat die 
Kanzliſten Eduard Berdziakiewiez, Andreas Stingl und Joſef Ledl zu 
Kanzlei⸗Officialen in der X. Rangsclaſſe, dann den Steueramts⸗Adjuncten Ignaz 
Kaindleinsberger, den Rechnungs⸗Unteroffieier Ignaz Rücker und den 
Feuerwerker Alois Saliger zu Kanzliſten in der XI. Rangsclaſſe ernannt. 


DER- Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 97 und 98 der Erkenntniſſe 1897. 
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